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unabhängigen Arbeiterschaft eine starke Revolutionsmüdigkeit Platz ergriffen 
habe. Diese Depression wird natürlich ganz wesentlich gefördert durch die 
immer deutlicher zutage tretenden Gegensätze unter den linksradikalen Parteien 
wegen der Frage des Beitrittes zur dritten Internationale. Dass sich aus diesen 
Gegensätzen eine Spaltung ergeben wird, die dazu führen muss, dass ein guter 
Teil der Unabhängigen zu den Kommunisten übergehen wird, scheint zweifellos. 
Weniger klar ist das Schicksal des rechten Flügels, der naturgemäss Anschluss 
suchen wird bei den Mehrheitssozialisten. Da fragt man sich, ob dieser Anschluss 
eine Rechtsmauserung der übertretenden Unabhängigen zur Voraussetzung 
haben müsste, oder ob diese Verbindung den linken Flügel der Mehrheitssoziali­
sten derart stärken wird, dass die Gesamtpartei mehr nach links abschwenkt. Ich 
habe den Eindruck, dass letztere Evolution die wahrscheinlichere sei und ziehe 
daraus den Schluss, dass vorderhand von einem Eintritt der Mehrheitssozialisten 
in die Regierung nicht die Rede sein werde. [ . . .]
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C O N S E I L  F É D É R A L  
Proposition du Chef du Département politique, G. Motta

Copie
AJ. Anerkennung des Königsreichs Ungarn Bern, 27. September 1920

Am 19. Januar 19191 haben Sie beschlossen, einen de facto Vertreter der 
damaligen ungarischen Regierung (Karolyi), und am 19. Dezember 19192 einen 
solchen der Regierung des Admirals Horthy zu empfangen. Der Bevollmächtigte 
der letzteren, Baron Bornemisza, weilt seither in Bern.

Tatsächlich wurden aber unsere offiziellen Beziehungen mit Ungarn nie 
unterbrochen, sondern sie sind mittelbar aufrecht erhalten geblieben. Die 
schweizerische Gesandtschaft in Wien, welche bis im Herbst 1918 bei der Dop­
pelmonarchie beglaubigt war, hat selbst unter der Regierung Karolyi und der 
Sovietregierung Bela Kuns durch Vermittlung des gemeinsamen Ministeriums 
des Äussern in Liquidation unseren amtlichen Verkehr mit dem Budapester 
Kabinett unterhalten. Ferner vertritt die hiesige österreichisch-ungarische 
Gesandtschaft in Liquidation, welche immer noch besteht, z.Z. Ungarn offiziell 
in Bern.

Unser Generalkonsulat in Budapest hat mit sämtlichen Regierungen, welche 
sich in Ungarn seit 1918 abgelöst haben, ununterbrochen Beziehungen unterhal­
ten und auch den ihm anvertrauten Schutz der französischen, italienischen, 
rumänischen und türkischen Interessen ungestört ausüben können. Endlich 
haben wir mit dem ungarischen de facto Vertreter am 21./25. Februar 1920 die

1. Cf. E 1004 1 /270, n° 167.
2. Cf. E 1004 1/273, n° 4352.
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Verlängerung des gekündigten, seinerzeit mit der ehemaligen Doppelmonarchie 
geschlossenen Handelsvertrages vereinbart.

Ende Februar 1920 verfügte die ungarische Nationalversammlung die «Wie­
derherstellung der Verfassung» und regelte die einstweilige Ausübung der staat­
lichen Obergewalt, indem sie in der Person des Admirals Horthy einen 
«Reichsverweser» ernannte und mit «der verfassungsmässigen Ausübung der in 
der königlichen Gewalt enthaltenen Rechte» unter gewissen, durch das neue 
Verfassungsgesetz festgelegten Einschränkungen betraute.

Am l.Juni d.Js. notifizierte uns der ungarische Bevollmächtigte, dass durch 
Gesetz I von 1920 die Nationalversammlung verfügt habe, die vergangenen 
Ereignisse (d. h. die Karolyi- und die Sovietregierung) hätten an der Verfassung 
Ungarns nichts geändert, und die Staatsform sei «das Königreich» geblieben.

Diese Massnahmen entsprechen vollkommen dem bekannten Traditionalis- 
mus Ungarns in staatsrechtlichen Fragen, welcher, verbunden mit einem ausge­
prägten Nationalstolz und dem energischen Charakter der Magyaren heute die 
feste Basis und die Kraft dieses territorial stark reduzierten Königreiches bildet.

Der Friedensvertrag von Trianon wurde am 4. Juni 1920 unterzeichnet. Nach 
übereinstimmenden Berichten unserer Gesandtschaften, den mündlichen Äus­
serungen des französischen Botschafters und des ungarischen Vertreters, Baron 
Bornemisza, liegt aber dessen Ratifizierung durch Ungarn noch in unbestimmter 
Ferne; der Chef der österreichisch-ungarischen Gesandtschaft in Liquidation in 
Bern, Baron de Vaux, glaubt sogar, dass diese Ratifikation überhaupt nicht statt­
finden werde.

Baron Bornemisza erläuterte anlässlich eines Besuches auf dem Departement 
die Lage, indem er sagte, dass das gemäss Verfassung bestehende Magnatenhaus 
aus innerpolitischen Opportunitätsgründen nicht einberufen werden könne. Die 
Nationalversammlung (Abgeordnetenhaus), in welcher das bäuerliche Element 
überwiegt, wolle aber vom Vertrage von Trianon bisher nichts wissen. Die Regie­
rung beabsichtigte immerhin die Ratifizierung herbeizuführen, wenn die politi­
sche Lage es einmal gestatte.

Der Heilige Stuhl, Spanien und Italien haben in Ungarn bereits offizielle 
diplomatische Vertretungen errichtet. Seine Anerkennung durch Finnland 
erfolgte am 21. ds.Mts.

Bei unserem Generalkonsulate in Budapest hat die ungarische Regierung offi­
ziös wissen lassen, wie grossen Wert sie auf eine baldige Anerkennung durch die 
Schweiz und die Wiederherstellung unmittelbarer diplomatischer Beziehungen 
legt. Es wurde betont, dass die traditionellen Sympathien zwischen beiden Län­
dern, politische und wirtschaftliche Interessen dies wünschbar machen lassen. 
Auch würde die Herstellung normaler Beziehungen für Ungarn in der gegenwär­
tigen Valutakrise eine bedeutende Erleichterung bedeuten, da es zur Zeit sämtli­
che Kosten der hiesigen österreichisch-ungarischen Gesandtschaft in Liquida­
tion allein tragen muss.

Die Regierung des Admirals Horthy erweist sich als stabil und in jeder Bezie­
hung vertrauenswürdig. Bereits stehen die Bundesbehörden mit ihr über wich­
tige Handels- und eisenbahnpolitische Fragen in Unterhandlung.

Unter diesen Umständen könnte ein weiteres Zuwarten mit der offiziellen 
Anerkennung der dermaligen Regierung Ungarns die ausgezeichneten politi-
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sehen und wirtschaftlichen Beziehungen, welche die Schweiz immer mit diesem 
Lande unterhielt, zu unserem Schaden beeinträchtigen. Wir stellen deshalb den 
Antrag:

Der Bundesrat wolle die derzeitige Regierung Ungarns offiziell anerkennen 
und die unmittelbaren diplomatischen Beziehungen mit derselben wieder auf­
nehmen3.

3. Cette proposition a été acceptée par décision du 9 octobre 1920, cf. E 1004 1/277, n° 3229.
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Le Chef de la Division des Affaires étrangères du Département 
politique, P. Dinichert, aux Légations de Suisse

Copie
RPSI n° 36. G. Vertraulich Bern, 30. September 1920

In einem sehr interessanten Bericht über die Verhältnisse in der englischen 
Arbeiterschaft hat unsere Londoner Gesandtschaft den Wunsch ausgedrückt, 
über einige Punkte der schweizerischen Arbeiterbewegung näheren Aufschluss 
zu erhalten.

Wir begrüssen solche Anregungen, die auf Grund unserer Berichte einen 
Gedankenaustausch ermöglichen, sehr.

Da die aufgeworfenen Fragen von allgemeinem Interesse sind, beantworten 
wir sie im Rahmen des üblichen Berichtes.

Es betrifft insbesondere die Zusammenhänge zwischen der schweizerischen 
Sozialdemokratie und dem Ausland und die bürgerlichen Abwehrorganisatio­
nen in der Schweiz.

Zusammenhänge zwischen der schweizerischen Sozialdemokratie und dem 
Ausland: Ein wesentliches Charakteristikum unserer schweizerischen Sozialde­
mokratie, von deren linkem Flügel sich die kleine kommunistische Partei kaum 
prinzipiell unterscheidet, ist der, dass sie nicht nur in ihrer Taktik, sondern in 
ihrer ganzen grundsätzlichen Stellungnahme ausländischen Einflüssen vollstän­
dig unterliegt, wie sie ihnen übrigens schon immer ausgesetzt war. Diese Tatsache 
ist bei der Bedeutung unseres Landes als Asyl für politisch Verfolgte vor und 
während des Krieges ja leicht erklärlich. Zwischen Einheimischen, naturalisier­
ten und nicht naturalisierten Ausländern wird innerhalb der sozialistischen 
Gewerkschaften ein Unterschied schon lange nicht mehr gemacht. Aber auch in 
der politischen Partei sind sogar nicht naturalisierte Ausländer immer wieder zu 
entscheidendem Einfluss gelangt, wenn sie auch naturgemäss keine offiziellen 
Führerstellen bekleiden konnten. Ausländischem Einfluss ist es zuzuschreiben, 
dass auch unsere gemässigteren sozialistischen Führer sich von der zweiten Inter­
nationalen losgesagt haben, trotzdem s.Zt. Gustav Müller den Austritt aus der-
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